
 

 

 
 
 

Glück gehabt, Pech gehabt - Ohne konkrete Vorgaben des Bauherrn 
keine Beschaffenheitsvereinbarung, ohne Einhaltung der anerkannten 
Regeln der Technik keine mangelfreie Planung 
 
 
 
 
 
 

Häufig stellen Bauherren ihren Architekten und Ingenieuren Pläne und Unterlagen 
früherer Bauvorhaben als Referenz und Grundlage für eine aktuelle Planung zur 
Verfügung. 
 
Es stellt sich dann die Frage, ob die konkreten Details der Referenzgebäude 
automatisch entsprechende Beschaffenheitsvereinbarungen für das neue 
Bauvorhaben zur Folge haben. 
 
Dies ist in der Regel nicht der Fall. Grundsätzlich stellen die Referenzpläne einen 
Hinweis auf die Art des Objekts dar, an der sich die neue Planung orientieren soll. Geht 
es hingegen um die Übernahme konkreter Details, muss der Auftraggeber klar zum 
Ausdruck bringen, dass er deren Umsetzung wünscht. 
 
Das OLG Düsseldorf hat hierzu entschieden (Urteil vom 27.10.2020, 
Nichtzulassungsbeschwerde vom BGH zurückgewiesen mit Beschluss vom 
15.09.2021): 
 

Die Planung des Architekten ist mangelhaft, wenn das Bauwerk nicht die 
vertraglich vereinbarte Beschaffenheit aufweist. Allein durch die Bezugnahme 
auf Referenzpläne und –objekte wird eine lichte Raumhöhe von 3 m nicht 
vereinbart. 

 
In dem vom OLG Düsseldorf zu entscheidenden Fall wurde ein Architekt mit der 
Planung zur Errichtung einer Bäckerei beauftragt. Die ihm als Referenz überlassenen 
Pläne und Unterlagen anderer Bauvorhaben wiesen eine lichte Raumhöhe von 3 m 
auf. Der Architekt plante Teilbereiche mit einer Rohbauhöhe von nur 2,8 m. Das OLG 
Düsseldorf hat entschieden, dass bezüglich der lichten Raumhöhe keine vertragliche 
Vereinbarung getroffen wurde. Der Bauherr hätte dies deutlich zum Ausdruck bringen 
müssen. Obwohl mehrere Planungsgespräche stattfanden und dem Bauherrn die 
konkreten Pläne mit der Bitte um Durchsicht, Rücksprache und Freigabe vorlagen, 
wurde die lichte Raumhöhe zu keinem Zeitpunkt angesprochen. Es wurde nach Ansicht 
des Gerichts insofern keine Vereinbarung bzgl. der Raumhöhe getroffen. 
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Eine Haftung des Architekten ergab sich somit nicht aus der Verletzung einer 
Beschaffenheit. Die Planung war dennoch mangelhaft, da sie nicht den anerkannten 
Regeln der Technik entsprach. 
 
Das OLG hat hierzu entschieden: 
 

1. Verstößt die Planung im Hinblick auf die Raumhöhe gegen die anerkannten 
Regeln der Technik, namentlich gegen die Vorschriften der 
Arbeitsstättenverordnung, ist die Planungsleistung des Architekten mangelhaft. 
 
2. Der Auftraggeber kann erwarten, dass das in Auftrag gegebene Vorhaben – 
wenn es erkennbar als Arbeitsstätte benutzt werden soll – auch im Hinblick auf 
die räumlichen Gegebenheiten den Vorschriften der Arbeitsstättenverordnung 
entspricht. 

 
Zwar enthält die Arbeitsstättenverordnung keine grundsätzlichen Höhenvorgaben; 
allerdings wurde die Arbeitsstättenverordnung hier konkretisiert durch die 
Arbeitsstättenrichtlinie ASR 1.2. Vorgegeben war bei Arbeitsräumen mit einer Fläche 
von mehr als 100 qm damit eine Raumhöhe von 3 m. Hiervon kann zwar im Einzelfall 
abgewichen werden, wenn der Arbeitgeber die Schutzzielvorgaben auf andere Weise 
erfüllt. Voraussetzung dafür ist jedoch eine umfassende Gefährdungsbeurteilung und 
die Vornahme von Ausgleichsmaßnahmen, die die gleiche Sicherheit und den gleichen 
Gesundheitsschutz bewirken. Eine solche Gefährdungsbeurteilung wurde hier nicht 
vorgenommen. Der Auftraggeber des Architekten hätte insofern erwarten dürfen, dass 
das Vorhaben, welches für den Architekten erkennbar als Arbeitsstätte benutzt werden 
sollte, den Vorschriften der Arbeitsstättenverordnung entspricht oder der Architekt 
zumindest über die Möglichkeit einer Gefährdungsbeurteilung und über entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen aufklärt. 
 
Ob sich aus Referenzobjekten konkrete und verpflichtende Vorgaben ergeben, muss 
anhand des Einzelfalles geprüft werden. Die Entscheidung des OLG Düsseldorf stellt 
jedenfalls klar, dass technische Details nicht grundsätzlich als Vertragsbestandteil zu 
werten sind. Vielmehr obliegt es dem Bauherrn, konkret darauf hinzuweisen, dass ihm 
die jeweilige Umsetzung wichtig ist. Dies befreit die Architekten selbstverständlich nicht 
davon, dass die anerkannten Regeln der Technik einzuhalten sind. Im vorliegenden 
Fall ergab sich insofern eine Verantwortlichkeit des Architekten trotz fehlender 
Verpflichtung aus den Referenzobjekten.  
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
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